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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


nhalt: Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, S. 373. — Ver ordnung über das 
’ 9 ) / 0 
Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, S. 387. 


— ＋.VvYᷓ 
(Nr. 10649.) Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 28. Auguſt A, ani, chr 
1905. 37% 
ya 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Anzeigepflicht. 


Et 
Außer den in dem $ 1 de8 Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung ge⸗ 
meingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 (Reichs-Geſetzbl. S. 306 ff.) 
aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — bei Ausſatz (Lepra), Cholera (afiatifcher), 
Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Peſt (orientalifcher Beulenpeſt), Pocken 
(Blattern) — iſt jede Erkrankung und jeder Todesfall an: 
Diphtherie (Rachenbräune), 
Genickſtarre, übertragbarer, 
Kindbettfieber (Wochenbett, Puerperalfieber), 
Körnerkrankheit (Granuloſe, Trachom), 
Rückfallfieber (Febris recurrens), 
Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), 
Scharlach (Scharlachfieber), 
Typhus (Unterleibstyphus), 
Milzbrand, 
Rotz, 
Tollwut (Lyssa), ſowie Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut 
verdächtige Tiere, 
Geſetz-Samml. 1905. (Nr. 10649.) 70 
Ausgegeben zu Berlin den 13. Oktober 1905. 
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Fleiſch⸗, Fiſch- und Wurſtvergiftung, 

Trichinoſe 
der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuſtändigen 
Polizeibehörde innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis an— 
uzeigen. 
FOR Wechſelt der Erkrankte die Wohnung oder den Aufenthaltsort, ſo iſt dies 
innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis bei der Polizei- 
behörde, bei einem Wechſel des Aufenthaltsorts auch bei derjenigen des neuen 
Aufenthaltsorts, zur Anzeige zu bringen. 

In Gemäßheit der Beſtimmung des Abf. 1 it auch jeder Todesfall an 

Lungen- und Kehlkopfstuberkuloſe anzuzeigen. 


$ 2. 
Zur Anzeige ſind verpflichtet: 
1. der zugezogene Arzt, 
2. der Haushaltungsvorſtand, 
3. jede ſonſt mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beſchäftigte 
Perſon 
derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung der Erkrankungs- oder 
Todesfall ſich ereignet hat, 
5. der Leichenſchauer. 
Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten Perſonen tritt nur 
dann ein, wenn ein fruͤher genannter Verpflichteter nicht vorhanden iſt. 


> 


§ 3. 

Für Krankheits- und Todesfälle, welche ſich in öffentlichen Kranken-, Ent- 
bindungs⸗, Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anſtalten ereignen, iſt der Vorſteher 
der Anſtalt oder die von der zuſtändigen Stelle damit beauftragte Perſon aus- 
ſchließlich zur Erſtattung der Anzeige verpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erſtattung der Anzeige ver- 
pflichtete Haushaltungsvorſtand der Schiffer oder Floßführer oder deren Stell— 
vertreter. 

Der Miniſter der Medizinalangelegenheiten ijt ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Miniſter für Handel und Gewerbe Beſtimmungen darüber zu erlaſſen, 
an wen bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Schiffen oder Flößen vor⸗ 
kommen, die Anzeige zu erſtatten iſt. 


84. 
Die Anzeige kann mündlich oder ſchriftlich erſtattet werden. Mit Aufgabe 
zur Poſt gilt die ſchriftliche Anzeige als erftattet. Die Polizeibehörden haben 
auf Verlangen Meldekarten für ſchriftliche Anzeigen unentgeltlich zu verabfolgen. 
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§ 5. 
Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, die in den S$ 1 bis 4 des gegen— 
wärtigen Geſetzes enthaltenen Beſtimmungen über die Anzeigepflicht für einzelne 
Teile oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere übertragbare 


Krankheiten vorübergehend auszudehnen, wenn und ſolange dieſelben in epidemiſcher 
Verbreitung auftreten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ermittelung der Krankheit. 


§ 6. 


Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und Todesfälle an 

Kindbettfieber, 

Typhus (Unterleibstyphus), 
ſowie auf Erkrankungen und Todesfälle an 

Genickſtarre, übertragbarer, 

Rückfallfieber, 

Ruhr, übertragbarer, 

Milzbrand, 

Rotz, 

Tollwut, Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, 

Fleiſch-, Fiſch- und Wurſtvergiftung, 

Trichinoſe 
finden die in den §§ 6 bis 10 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, enthaltenen Beſtimmungen über die Ermittelung 
der Krankheit entſprechende Anwendung. Befindet ſich jedoch der Kranke in 
ärztlicher Behandlung, ſo iſt dem beamteten Arzte der Zutritt unterſagt, wenn 
der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritte des beamteten Arztes eine 
Gefährdung der Geſundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten iſt. Vor 
dem Zutritte des beamteten Arztes iſt dem behandelnden Arzte Gelegenheit zu 
dieſer Erklärung zu geben. 

Außerdem iſt bei Kindbettfieber oder Verdacht desſelben dem beamteten 
Arzte der Zutritt nur mit Zuſtimmung des Haushaltungsvorſtandes geſtattet. 

Auch kann bei Typhus- oder Rotzverdacht eine Offnung der Leiche polizeilich 
angeordnet werden, inſoweit der beamtete Arzt dies zur Feſtſtellung der Krankheit 
für erforderlich hält. 

Bei Diphtherie, Körnerkrankheit und Scharlach hat die Ortspolizeibehörde 
nur die erſten Fälle ärztlich feſtſtellen zu laſſen und dies auch nur dann, wenn 
ſie nicht von einem Arzte angezeigt ſind. 
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88: 

Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, die in dem $ 6 Abf. 1 des gegen- 
wärtigen Geſetzes bezeichneten Beſtimmungen ganz oder teilweiſe für einzelne Teile 
oder den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere als die daſelbſt auf— 
geführten übertragbaren Krankheiten vorübergehend auszudehnen, wenn und ſolange 
Diefelben in epidemiſcher Verbreitung auftreten. ’ 


Dritter Abſchnitt. 
Schutzmaßregeln. 


SS. 

Zur Verhütung der Verbreitung der nachſtehend genannten Krankheiten 
können für die Dauer der Krankheitsgefahr die Abſperrungs- und Aufſichtsmaß— 
regeln der S$ 12 bis 19 und 21 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen 
polizeilich angeordnet werden, und zwar bei: 

1. Diphtherie Nachenbräune): Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2), 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein 
Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen 
den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach 
der Anſicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine 
ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Verkehrs— 
beſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abf. 5), 
Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Auf— 
bewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet 
ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Ver⸗ 
breitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 und 2), 
mit der Maßgabe, daß dieſe Anordnungen nur für Ortſchaften zuläſſig 
ſind, welche von der Krankheit befallen ſind, Fernhaltung von dem 
Schul- und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), 
Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 

Genickſtarre, übertragbarer: Abſonderung kranker Perſonen G 14 
Abſ. 2), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3); 

3. Kindbettfieber (Wochenbett-, Puerperalfieber): Verkehrsbeſchränkungen 
für Hebammen und Wochenbettpflegerinnen ($ 14 Abſ. 5), Desinfektion 
(§ 19 Abſ. 1 und 3). 

Arzte, ſowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Per— 
ſonen haben in jedem Falle, in welchem ſie zur Behandlung einer an 
Kindbettfieber Erkrankten zugezogen werden, unverzüglich die bei der— 
ſelben tätige oder tätig geweſene Hebamme zu benachrichtigen. 


bo 
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Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche bei einer an Kind⸗ 
bettfieber Erkrankten während der Entbindung oder im Wochenbette 
tätig ſind, iſt während der Dauer der Beſchäftigung bei der Erkrankten 
und innerhalb einer Friſt von acht Tagen nach Beendigung derſelben 
jede anderweite Tätigkeit als Hebamme oder Wochenbettpflegerin unter— 
ſagt. Auch nach Ablauf der achttägigen Friſt iſt eine Wiederaufnahme 
der Tätigkeit nur nach gründlicher Reinigung und Desinfektion ihres 
Körpers, ihrer Wäſche, Kleidung und Inſtrumente nach Anweiſung 
des beamteten Arztes geſtattet. Die Wiederaufnahme der Berufs⸗ 
tätigkeit vor Ablauf der achttägigen Friſt iſt jedoch zuläffig, wenn der 
beamtete Arzt dies für unbedenklich erklärt; 


Körnerkrankheit (Granuloſe, Trachom): Beobachtung kranker und 


krankheitsverdächtiger Perſonen ($ 12), Meldepflicht ($ 13), Desinfektion 
(§ 19 Abſ. 1 und 3); 


Lungen- und Kehlkopfstuberkuloſe: Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3); 
. Rückfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), 


Meldepflicht ($ 13), Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2 und 3), 
Kennzeichnung der Wohnungen und Häuſer ($ 14 Abſ. 4), Verkehrs⸗ 
beſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), 
Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen 
(S 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter an— 
genommen hat, Überwachung der Schiffahrt ($ 15 Nr. 4 und 5), 
Fernhaltung von dem Schul: und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Räumung 
von Wohnungen und Gebäuden ($ 18), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 
und 3); 


Ruhr, übertragbarer (Dyſenterie): Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 


Abſ. 2), Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchen— 
mengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter 
angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche 
($ 16), Verbot oder Beſchränkung der Benutzung von Waſſerverſorgungs— 
anlagen uſw. ($ 17), Räumung von Wohnungen und Gebäuden ($ 18), 
Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der 
Leichen (§ 21); 


Scharlach: wie zu Nr. 1; 
. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Perſonen, welche gewerbsmäßig 


Unzucht treiben: Beobachtung kranker, krankheits- oder anftedungsver- 
dächtiger Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2), 
Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), 
Meldepflicht ($ 13), Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3 
Satz 1), Kennzeichnung der Wohnungen und Häuſer ($ 14 Abſ. 4), 
Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal (S 14 
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Abſ. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung 
und Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche ge⸗ 
eignet find, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der 
Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 und 2), 
mit der in Nr.! bezeichneten Maßgabe, Verbot oder Beſchränkung der 
Anſammlung größerer Menſchenmengen (§ 15 Nr. 3) „ſobald die Krank— 
heit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von 
dem Schul- und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Verbot oder Beſchränkung 
der Benutzung von Waſſerverſorgungsanlagen uſw. ($ 17), Räumung 
von Wohnungen und Gebäuden ($ 18), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 
und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 

11. Milzbrand: Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behand— 
lung und Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche 
geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung 
der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 
und 2), mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Desinfektion ($ 19 
Abſ. ! und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (8 21); 

12. Rotz: Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker 
Perſonen (§ 14 Abſ. 2 und 3 Satz 1), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 
und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 

13. Tollwut: Beobachtung gebiſſener Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker 
Perſonen ($ 14 Abſ. 2). 

Erkrankungsfälle, in welchen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 3) „Rück⸗ 

fallfieber (Nr. 6), Typhus (Nr. 10) und Rotz (Nr. 12) vorliegt, ſind bis zur Be— 
ſeitigung dieſes Verdachts wie die Krankheit ſelbſt zu behandeln. 


§ 9. 

Perſonen, welche an Körnerkrankheit leiden „können, wenn ſie nicht glaub— 
haft nachweiſen, daß ſie ſich in ärztlicher Behandlung befinden, zu einer ſolchen 
zwangsweiſe angehalten werden. 

Bei Syphilis, Tripper und Schanker kann eine zwangsweiſe Behandlung 
der erkrankten Perſonen, ſofern ſie gewerbsmäßig Unzucht treiben, angeordnet 
werden, wenn dies zur wirkſamen Verhütung der Ausbreitung der Krankheit 
erforderlich erſcheint. 

$ 10. 

Die Verkehrsbeſchränkungen aus den SS 24 und 25 des Reichsgeſetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, finden auf Körner- 
krankheit, Rückfallfieber und Typhus mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß das Staatsminiſterium ermächtigt iſt, Vorſchriften über die zu treffenden 
Maßnahmen zu beſchließen und zu beſtimmen, wann und in welchem Umfange 
dieſelben in Vollzug zu ſetzen ſind. 


S 11. 

Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, die in dem ds des gegenwärtigen 
Geſetzes bezeichneten Abſperrungs— und Aufſichtsmaßregeln für einzelne Teile oder 
den ganzen Umfang der Monarchie auch auf andere in dem § 8 des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes nicht genannte übertragbare Krankheiten in beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen vorübergehend auszudehnen, wenn und ſolange dieſelben in epidemiſcher 
Verbreitung auftreten. 

Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung und auf Grund der SS 5 
und 7 ergangenen Verordnungen ſind dem Landtage, wenn er verſammelt iſt, 
ſofort, andernfalls bei ſeinem nächſten Zuſammentreten vorzulegen. Sie ſind 
außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der Landtag ſeine Zuſtimmung verſagt. 


Vierter Abſchnitt. 
Verfahren und Behörden. 


§ 12, 

Die in dem Reichsgeſetze, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, und in dem gegenwärtigen Geſetze den Polizeibehörden überwieſenen 
Obliegenheiten werden, ſoweit das gegenwärtige Geſetz nicht ein anderes beſtimmt, 
von den Ortspolizeibehörden wahrgenommen.. Der Landrat iſt befugt, die Amts— 
verrichtungen der Ortspolizeibehörden für den einzelnen Fall einer übertragbaren 
Krankheit zu übernehmen. 

Die Zuſtändigkeit der Landespolizeibehörden auf dem Gebiete der Seuchen— 
bekämpfung wird durch die Beſtimmung des Abf.! nicht berührt. 

Gegen die Anordnungen der Polizeibehörde finden die durch das Landes— 
verwaltungsgeſetz gegebenen Rechtsmittel ſtatt. 

Die Anfechtung der Anordnungen hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$ 13. 

Beamtete Arzte im Sinne des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, und des gegenwärtigen Geſetzes ſind die Kreis: 
ärzte, die Kreisaſſiſtenzärzte, ſoweit ſie mit der Stellvertretung von Kreisärzten 
beauftragt ſind, ſowie die mit der Wahrnehmung der kreisärztlichen Obliegen— 
heiten beauftragten Stadtärzte in Stadtkreiſen, die Hafen- und Quarantäneärzte 
in Hafenorten, außerdem die als Kommiſſare der Regierungspräſidenten, der 
Oberpräſidenten oder des Miniſters der Medizinalangelegenheiten an Ort und 
Stelle entſandten Medizinalbeamten. a 

Die Vorſchrift des § 36 Abſ. 2 des vorbezeichneten Reichsgeſetzes findet 
auf die in dem § 1 des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Krankheiten ent— 
ſprechende Anwendung. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Entſchädigungen. 


S 14. 

Die Beſtimmungen der SS 29 bis 34 Satz 1 des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, finden auf diejenigen Fälle ent- 
ſprechende Anwendung, in welchen auf Grund der SS 8 und 11 des gegen— 
wärtigen Geſetzes die Desinfektion oder Vernichtung von Gegenſtänden polizeilich 
angeordnet worden iſt. Der Anſpruch auf Entſchädigung fällt jedoch weg, wenn 
der Antragſteller den Verluſt ohne Beeinträchtigung des für ihn und ſeine Familie 
notwendigen Unterhalts zu tragen vermag. 


S 15. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigungen in den Fällen der SS 28 bis 33 des 
Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, und des 
§ 14 des gegenwärtigen Geſetzes erfolgt durch die Ortspolizeibehörde. 

Gegen die Entſcheidung findet unter Ausſchluß des Rechtswegs innerhalb 
einer Friſt von einem Monate nur die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde, in 
Berlin an den Oberpräſidenten, ſtatt. Die Entſcheidung dieſer Beſchwerdeinſtanz 
iſt endgültig. 

$ 16. 

Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchädigungen aus § 28 des 
Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, geſchieht 
von Amts wegen. 

Die Entſchädigungen ſind nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 


S 17. 
Bei Gegenſtänden, welche auf polizeiliche Anordnung vernichtet werden ſollen, 
iſt vor der Vernichtung der gemeine Wert durch Sachverſtändige abzuſchätzen. 


$ 18. 

Sind bei einer polizeilich angeordneten und überwachten Desinfektion Gegen- 
ſtände derart beſchädigt worden, daß dieſelben zu ihrem beſtimmungsmäßigen 
Gebrauche nicht weiter verwendet werden können ‚ So iſt ſowohl der Grad dieſer 
Beſchädigung wie der gemeine Wert der Gegenſtände vor ihrer Rückgabe an den 


Empfangsberechtigten durch Sachverſtändige abzuſchätzen. 


$ 19. 
Bei den Abſchätzungen gemäß den SS 17 und 18 des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes ſollen die Berechtigten tunlichſt gehört werden. 
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S 20. 
In den Fällen der SS 17 und 18 des gegenwärtigen Geſetzes bedarf es 
der Abſchätzung nicht, wenn feſtſteht, daß ein Entſchädigungsanſpruch geſetzlich 
ausgeſchloſſen iſt, oder wenn der Berechtigte auf eine Entſchädigung verzichtet hat. 


§ 21. 

Für jeden Kreis ſollen von dem Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen von der 
Gemeindevertretung, aus den ſachverſtändigen Eingeſeſſenen des Bezirkes auf die 
Dauer von drei Jahren diejenigen Perſonen in der erforderlichen Zahl bezeichnet 
werden, welche zu dem Amte eines Sachverſtändigen zugezogen werden können. 
Als Sachverſtändige können auch Frauen bezeichnet werden. 

Aus der Zahl dieſer Perſonen hat die Ortspolizeibehörde die Sach— 
verſtändigen für den einzelnen Schätzungsfall zu ernennen. In beſonderen Fällen 
iſt die Polizeibehörde ermächtigt, andere Sachverſtändige zuzuziehen. 

Die Sachverſtändigen ſind von der Polizeibehörde durch Handſchlag zu 
verpflichten. Sie verwalten ihr Amt als Ehrenamt und haben nur Anſpruch 
auf Erſatz der baren Auslagen. 

Auf das Amt der Sachverſtändigen finden die Vorſchriften über die Über— 
nahme unbeſoldeter Amter in der Verwaltung der Gemeinden und Kommunal— 
verbände entſprechende Anwendung. 

S 22. 

Perſonen, bei welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit zu beſorgen 
iſt, ſollen zu Sachverſtändigen nicht ernannt werden. 

Ausgeſchloſſen von der Teilnahme an der Schätzung iſt jeder: 

1. in eigener Sache; 

2. in Sachen feines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr befteht; 

3. in Sachen einer Perſon, mit welcher er in gerader Linie oder im 

zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt, auch 
wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht 
mehr beſteht. 

Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, 
ſind unfähig, an einer Schätzung teilzunehmen. 


§ 23. 

Die Sachverſtändigen haben über die Schätzung eine von ihnen zu unter— 
zeichnende Urkunde aufzunehmen und der Ortspolizeibehörde zur Feſtſetzung der 
Entſchädigung zu überſenden. 

Hat eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon ($ 22 Abſ. 2 und 3) an 
der Schätzung teilgenommen, ſo iſt die Schätzung nichtig und zu wiederholen. 
Iſt die Wiederholung unausführbar, ſo erfolgt die Feſtſetzung nach freier 
Würdigung des Schadens. 
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§ 24. 

Die Entſchädigung für vernichtete oder infolge der Desinfektion beſchädigte 
Gegenſtände wird nur auf Antrag gewährt. 

Der Antrag iſt bei Vermeidung des Verluſtes des Anſpruchs binnen einer 
Friſt von einem Monat bei der Ortspolizeibehörde, welche die Vernichtung oder 
Desinfektion angeordnet hat, zu ſtellen. 

Die Friſt beginnt bei vernichteten Gegenſtänden mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Entſchädigungsberechtigte von der Vernichtung Kenntnis erhalten hat, 
bei Gegenſtänden, welche der Desinfektion unterworfen ſind, mit der Wieder— 
aushändigung. | 

Bei unverſchuldeter Verſäumnis der Antragsfriſt kann die Ortspolizeibehörde 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewähren. 


Sechſter Abſchnitt. 
Roften. 


§ 25. 


Die Koſten, welche durch die amtliche Beteiligung des beamteten Arztes 
bei der Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefähr- 
licher Krankheiten, ſowie bei der Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes entſtehen, 
fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Das Gleiche iſt der Fall, wenn es ſich um die 
ärztliche Feſtſtellung von Scharlach, Körnerkrankheit und Diphtherie handelt 
($ 6 Abi. 4). 

§ 26. 

Im übrigen findet die Vorſchrift des § 37 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes, be— 
treffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, auf diejenigen Fälle, in 
welchen die daſelbſt bezeichneten Schutzmaßregeln auf Grund der Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes angeordnet werden, mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß die Koſten der Desinfektion und der beſonderen Vorſichts— 
maßregeln für die Aufbewahrung, Einſargung, Beförderung und Beſtattung der 
Leichen nur dann aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten ſind, wenn nach Feſt— 
ſtellung der Polizeibehörde der Zahlungspflichtige ohne Beeinträchtigung des für 
ihn und ſeine Familie notwendigen Unterhalts dieſe Koſten nicht zu tragen vermag. 
Unter den gleichen Vorausſetzungen ſind die Koſten, welche durch die nach § 8 
des gegenwärtigen Geſetzes oder nach § 14 des vorbezeichneten Reichsgeſetzes vor— 
geſehene Abſonderung in Krankenhäuſern oder in anderen geeigneten Unterkunfts— 
räumen entſtehen, aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten, wenn die abgeſonderten 
Perſonen während der Dauer der Abſonderung nicht in einer ihre Arbeitsfähig— 
keit beeinträchtigenden Weiſe erkranken. Wegen der Anfechtung der hierüber er— 
gangenen Entſcheidung findet die Vorſchrift des § 15 Abſ. 2 Anwendung. 

Wem die nach dem vorbezeichneten Reichsgeſetz und nach dem gegenwärtigen 
Geſetz aus öffentlichen Mitteln zu beſtreitenden Koſten und Entſchädigungen ein— 
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ſchließlich der den Sachverſtändigen nach § 21 des gegenwärtigen Geſetzes zu er 
ſtattenden baren Auslagen und die ſonſtigen Koften der Ausführung der Schutz— 
maßregeln zur Laſt fallen, beſtimmt ſich, ſoweit das gegenwärtige Geſetz nicht 
ein anderes vorſchreibt, nach den Vorſchriften des beſtehenden Rechtes. 


§ 27. 

Überfteigen die nach dieſen Vorſchriften einer Gemeinde mit weniger als 
5 000 Einwohnern zur Laſt fallenden Koften in einem Etatsjahre 5 Prozent des 
nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes der Gemeindebeſteuerung zu 
Grunde zu legenden Veranlagungsſolls an Staatseinkommenſteuer einſchließlich 
der fingierten Normalſteuerſäße ($ 38 des Kommunalabgabengefeges, § 74 des 
Einkommenſteuergeſetzes), ſo iſt der Mehrbetrag der Gemeinde auf ihren Antrag 
zu zwei Dritteilen vom Kreiſe zu erſtatten. 

Die Erſtattung findet jedoch nur dann ſtatt, wenn entweder der Bedarf 
an direkten Gemeindeſteuern einſchließlich der in Geld zu veranſchlagenden Natural⸗ 
dienſte mehr als das Einundeinhalbfache des ſeiner Verteilung zu Grunde zu 
legenden Veranlagungsſolls an Einkommenſteuer leinſchließlich der fingierten 
Normalſteuerſätze) und Realſteuern betrug, oder wenn dieſe Belaſtungsgrenze 
durch die geforderte Leiſtung überſchritten wird. Liegt die Unterhaltung der 
öffentlichen Volksſchulen beſonderen Schulſozietäten ob, ſo ſind die von den An— 
gehörigen der Gemeinde an dieſe Sozietäten entrichteten baren Abgaben dem 
Gemeindeſteuerbedarfe hinzuzurechnen. 

Den Kreiſen iſt die Hälfte der in Gemäßheit der vorſtehenden Vorſchrift 
geleiſteten Ausgaben vom Staate zu erſtatten. 

Streitigkeiten zwiſchen den Gemeinden und den Kreiſen über die zu er 
ſtattenden Beträge unterliegen der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 
Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß, in zweiter das Oberverwal— 
tungsgericht. 

Den Gutsbezirken kann im Falle ihrer Leiſtungsunfähigkeit ein entſprechender 
Teil der aufgewendeten Koſten vom Kreiſe erſtattet werden. Dem Kreiſe iſt die 
Hälfte der demgemäß geleiſteten Ausgaben vom Staate zu erſtatten. 


§ 28. 

Steht ein Gutsbezirk nicht ausſchließlich im Eigentume des Gutsbeſitzers, 
ſo iſt auf deſſen Antrag ein Statut zu erlaſſen, welches die Aufbringung der 
durch das Reichsgeſetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, 
und das gegenwärtige Geſetz entſtehenden Koſten anderweit regelt und den mit- 
heranzuziehenden Grundbeſitzern oder Einwohnern eine entſprechende Beteiligung 
bei der Beſchlußfaſſung über die Ausführung der erforderlichen Leiſtungen einräumt. 

Das Statut wird nach Anhörung der Beteiligten durch den Kreisausſchuß 
feſtgeſtellt und muß hinſichtlich der Beitragspflicht den geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Verteilung der Kommunallaſten in den ländlichen Gemeinden folgen. 
Dasſelbe unterliegt der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 
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S 29. 

Die Gemeinden find verpflichtet, diejenigen Einrichtungen, welche zur Be— 
kämpfung der übertragbaren (§ 1 Abſ. 1) Krankheiten notwendig find, zu treffen 
und für deren ordnungsmäßige Unterhaltung zu ſorgen. 

Die Kreiſe ſind beſugt, dieſe Einrichtungen an Stelle der Gemeinden zu 
treffen und zu unterhalten. 

§ 30. 

Die Anordnung zur Beſchaffung der im § 29 bezeichneten Einrichtungen 
erläßt die Kommunalaufſichtsbehörde. 

Gegen die Anordnung findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde und 
zwar bei Landgemeinden an den Kreisausſchuß, in den Hohenzollernſchen Landen 
an den Amtsausſchuß, bei Stadtgemeinden an den Bezirksausſchuß und mit 
Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande in weiterer Inſtanz an den Provinzialrat 
ſtatt. Wird die Beſchwerde auf die Behauptung mangelnder Leiſtungsfähigkeit 
zur Ausführung der Anordnung geſtützt, ſo iſt auch über die Höhe der von der 
Gemeinde zu gewährenden Leiſtung zu beſchließen. Gegen die Entſcheidung des 
Provinzialrats, in den Hohenzollernſchen Landen gegen die Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes, ſteht den Parteien die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
innerhalb derſelben Friſt beim Oberverwaltungsgericht zu. Auf dieſe Klage findet 
die Vorſchrift des § 127 Abſ. 3 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 entſprechende Anwendung. Sofern die Provinz an den 
Koſten Teil zu nehmen hat, ſteht die Beſchwerde beziehungsweiſe Klage auch der 
Provinzialverwaltung zu. 

$ 31. 

Reicht die im Beſchlußverfahren feſtgeſetzte Leiſtung der Gemeinde nicht zur 
Ausführung der angeordneten Einrichtung aus, ſo trägt, ſofern die Kommunal— 
aufſichtsbehörde ihre Anordnung aufrecht hält, die Provinz die Mehrkoſten. Die 
Hälfte derſelben iſt vom Staate zu erſtatten. 


§ 32. 

Bei dringender Gefahr im Verzuge kann die Kommunalaufſichtsbehörde 
nach Anhörung der Kommunalbehörde die Anordnung zur Durchführung bringen, 
bevor das Verfahren nach § 30 eingeleitet oder zum Abſchluſſe gebracht iſt. 

Die Koſten der Einrichtung trägt in dieſem Falle der Staat, ſofern die 
Anordnung der Kommunalaufſichtsbehörde aufgehoben wird. 

Reicht die im Beſchlußverfahren feſtgeſetzte Leiſtung zur Deckung der Koſten 
nicht aus, fo greift die Beſtimmung des $ 31 Platz. 


§ 33. 


Unberührt bleibt die Verpflichtung des Staates, diejenigen Koſten zu tragen, 
welche durch landespolizeiliche Maßnahmen zur Bekämpfung übertragbarer Krank— 
heiten entſtehen. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 


§ 34. 

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu ſechs— 

hundert Mark wird beſtraft: 

1. wer wiſſentlich bewegliche Gegenſtände, für welche auf Grund der 
SSS und 11 des gegenwärtigen Geſetzes eine Desinfektion polizeilich 
angeordnet war, vor Ausführung der angeordneten Desinfektion in 
Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder ſonſt in Verkehr bringt; 

2. wer wiſſentlich Kleidungsſtücke, Leibwäſche, Bettzeug oder ſonſtige be— 
wegliche Gegenſtände, welche von Perſonen, die an Diphtherie, Genick⸗ 
ſtarre, Kindbettfieber, Lungen- und Kehlkopfstuberkuloſe, Rückfallfieber, 
Ruhr, Scharlach, Typhus, Milzbrand und Rotz litten, während der 
Erkrankung gebraucht oder bei deren Behandlung und Pflege benutzt 
worden ſind, in Gebrauch nimmt, an andere überläßt oder ſonſt in 
Verkehr bringt, bevor ſie den von dem Miniſter der Medizinalangelegen— 
heiten erlaſſenen Beſtimmungen entſprechend desinfiziert worden ſind; 

3. wer wiſſentlich Fahrzeuge oder ſonſtige Gerätſchaften, welche zur Be⸗ 
förderung von Kranken oder Verſtorbenen der in Nr. 2 bezeichneten 
Art gedient haben, vor Ausführung der polizeilich angeordneten Des⸗ 
infektion benutzt oder anderen zur Benutzung überläßt. 


§ 35. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird 

beſtraft: 

1. wer die ihm nach den §§ 1 bis 3 oder nach den auf Grund des 985 
des gegenwärtigen Geſetzes von dem Staatsminiſterium erlaſſenen Bor: 
ſchriften obliegende Anzeige ſchuldhaft unterläßt. Die Strafverfolgung 
tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von dem zunächſt Ver— 
pflichteten, doch rechtzeitig gemacht worden ift; 

2. wer bei den in dem § 6 Abſ. 1 des gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten 
Krankheiten ſowie in den Fällen des $7 dem beamteten Arzte den 
Zutritt zu dem Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der er— 
forderlichen Unterſuchungen verweigert; 

3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, auf welche die Beſtimmungen 
des § 7 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten, für anwendbar erklärt worden find (SS 6 
Abſ. 1, 7 des gegenwärtigen Geſetzes), dieſen Beſtimmungen zuwider 
über die daſelbſt bezeichneten Umſtände dem beamteten Arzte oder der 
zuſtändigen Behörde die Auskunft verweigert oder wiſſentlich unrichtige 
Angaben macht; 
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4. wer den auf Grund der SSS und 11 des gegenwärtigen Geſetzes in 
Verbindung mit $ 13 des vorbezeichneten Reichsgeſetzes über die Melde— 
pflicht erlaſſenen Anordnungen zuwiderhandelt. 


$ 36. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft wird, 
ſofern nicht nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, beſtraft: 

1. wer bei den in dem § 6 Abſ. 1 des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten 
Krankheiten ſowie in den Fällen des $ 7 den nach $ 9 des Reichs— 
geſetzes, betreffend die Bekämpfung a Krankheiten, von 
dem beamteten Arzte oder dem Vorſteher der Ortſchaft getroffenen 
vorläufigen Anordnungen oder den nach $ 10 des vorbezeichneten 
Reichsgeſetzes von der zuſtändigen Behörde erlaſſenen Anordnungen 
zuwiderhandelt ; 

2. wer bei den in dem $ 8 des gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten 
Krankheiten ſowie in den Fällen des F 11 den nach § 12, § 14 Abſ. 5, 
SS 15, 17, 19 und 21 des vorbezeichneten Reichsgeſetzes getroffenen 
polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt 

3. wer bei den in dem § 10 des gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten 
Krankheiten den nach $ 24 des vorbezeichneten Reichsgeſetzes erlaſſenen 
Vorſchriften zuwiderhandelt; 

4. Arzte ſowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Perſonen, 
Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche den Vorſchriften in 
dem $8 Nr. 3 Abſ. 2 und 3 des gegenwärtigen Geſetzes zuwider: 
handeln. 


Achter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
$ 37. 

Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes werden 
die zur Zeit beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über die Bekämpfung an— 
ſteckender Krankheiten aufgehoben. 

Insbeſondere treten die Vorſchriften des Regulativs vom 8. Auguſt 1835 
(Geſetz-Samml. S. 240), jedoch unbeſchadet der Beſtimmung des § 10 Abſ. 3 
des Geſetzes, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von 
Geſundheitskommiſſionen, vom 16. September 1899 Geſetz-Samml. S. 172), 
über die Belaſſung der Sanitätskommiſſionen in größeren Städten, außer Kraft. 

Unberührt bleiben auch die Vorſchriften des $ 55 des Regulativs ſowie die 
ſonſt beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften über Zwangsimpfungen bei dem Aus— 
bruch einer Pockenepidemie. 
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§ 38. 

Diejenigen Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes, welche ſich auf Genid- 
ſtarre beziehen, treten mit dem Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Im übrigen wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen 
Geſetzes durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Der Miniſter der Medizinalangelegenheiten erläßt, und zwar, ſoweit der 
Geſchäftsbereich anderer Miniſter beteiligt iſt, im Einvernehmen mit dieſen, die 
zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 28. Auguſt 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Zugleich für den Finanzminiſter ; . 
Fürſt v. Bülow. Studt. v. Podbielski. Möller. 
v. Budde. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 


(Nr. 10650). Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. Vom 10. Oktober 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 
verordnen auf Grund des § 38 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt d. J.) was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Das Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 
28. Auguſt d. J. tritt, ſoweit es nicht mit dem Tage der Verkündigung in Kraft 
getreten iſt, am 20. Oktober d. J. in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Glücksburg, den 10. Oktober 1905. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 


Frhr. v. Rheinbaben. Möller. v. Budde. v. Einem. Frhr. v. Richthofen. 
v. Bethmann Hollweg. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz Sammlung ſind an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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